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Spezialfall: Kündigung wegen Zahlungsverzugs
Ist der Mieter nach der Übernahme der Sache mit der Zahlung fälliger Mietzinse oder Nebenkosten im Rückstand, so kann ihm der Vermieter schriftlich eine Zahlungsfrist setzen und ihm androhen, dass bei unbenütztem Ablauf der Frist das Mietverhältnis gekündigt werde. Diese Frist beträgt mindestens zehn Tage, bei Wohn- und Geschäftsräumen mindestens 30 Tage (Art. 257d Abs. 1 OR). Der Vermieter kann dem Mieter von sich aus auch freiwillig eine längere Frist einräumen. Tut er dies, ist er aber an diese längere Frist gebunden. Zahlt der Mieter innerhalb dieser Frist nicht, kann der Vermieter fristlos, bei Wohn- und Geschäftsräumen mit einer Frist von mindestens 30 Tagen auf Ende eines Monats kündigen.

Ein Zahlungsverzug liegt vor, wenn der Mieter die verspätete Zahlung zu verschulden hat. Das heisst, dass er mit der Bezahlung des Mietzinses und / oder mit der Bezahlung von Nebenkosten im Rückstand ist und somit die Forderung des Vermieters fällig ist. Dies ist nicht der Fall, wenn:

a) der Vermieter den Zahlungsrückstand zu vertreten hat, beispielsweise, weil er falsche Angaben betreffend Bankkonto gegeben hat, auf welche der Mietzins zu überweisen ist:

b) der Mieter rechtzeitig, das heisst innerhalb der Zahlungsfrist von Art. 257 d Abs. 1 OR und berechtigterweise Verrechnung im Sinne von Art. 120 ff. und 265 OR erklärt hat;

c) der Mieter den Mietzins gültig hinterlegt hat.

Eine Kündigung wegen Zahlungsrückständen ist gemäss Bundesgericht anfechtbar, wenn der Vermieter einen zu hohen Betrag eingefordert hat.
Bezahlt der Mieter den in der Mahnung genannten Betrag innerhalb der gesetzten Frist so, dass der Betrag spätestens am letzten Tag der Frist beim Vermieter eintrifft, gilt die Frist als gewahrt, der ausserordentliche Kündigungsgrund fällt damit weg. Beträgt der Zahlungsrückstand des Mieters mehr als den in der Mahnung genannte Betrag, so muss der Mieter bis zum Ende der Mahnfrist für den Wegfall des ausserordentlichen Kündigungsgrunds nur den in der Mahnung genannten Betrag bezahlt haben.
Die Zahlungsfrist beginnt erst ab dem Tag, an dem der Mieter die Zahlungsaufforderung tatsächlich in Empfang genommen hat oder an dem Tag, an dem die siebentägige postalische Abholfrist abläuft, wenn der Mieter die Sendung nicht abholt. Bei Familienwohnungen muss die Zahlungsfristansetzung dem Mieter und seinem Ehegatten (bzw. eingetragenem Partner) separat zugestellt werden.

Hält der Vermieter die Kündigungsfristen nicht ein, gilt dies gemäss Art. 266a Abs. 2 OR als Kündigung auf den nächstmöglichen Termin. Hält sich der Vermieter hingegen nicht an die gesetzlich vorgeschriebene Form (amtliches Formular), so ist die Kündigung nichtig, kann aber durch eine formgültige ersetzt werden.
Bei Kündigungen wegen Zahlungsrückstandes des Mieters sowie wegen anderer schwerer Verletzungen der Pflicht des Mieters zu Sorgfalt und Rücksichtnahme ist eine Erstreckung des Mietverhältnisses ausgeschlossen (Art. 272a Abs. 1 lit. a OR).


